














Beilage ./1 zu den Beschlussvorschlägen 
 

 

 

 § 22  

Fernteilnahme und Fernabstimmung, 

Übertragung und Aufzeichnung der Hauptversammlung, 

virtuelle Hauptversammlung 

 

(1) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzu-

sehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung während ihrer ge-

samten Dauer von jedem Ort aus mittels einer akustischen und allen-

falls auch optischen Zweiweg-Verbindung in Echtzeit teilnehmen kön-

nen, die es den Aktionären ermöglicht, den Verlauf der Verhandlungen 

zu folgen, und sich, sofern ihnen der Vorsitzende das Wort erteilt, selbst 

an die Hauptversammlung zu wenden (Fernteilnahme). 

 

(2) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzu-

sehen, dass die Aktionäre ihre Stimme während der Hauptversamm-

lung auf elektronischem Weg von jedem Ort aus abgeben können 

(Fernabstimmung). In diesem Fall hat der Vorstand zu regeln, auf wel-

che Weise die Aktionäre Widerspruch erheben können.  

 

(3) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt vorzu-

sehen, dass die Hauptversammlung für die nicht anwesenden Aktio-

näre ganz oder teilweise akustisch und allenfalls auch optisch in Echt-

zeit übertragen wird (Übertragung der Hauptversammlung). Auch die 

öffentliche Übertragung der Hauptversammlung kann vorgesehen wer-

den. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Hauptversammlung in Ton und 

Bild aufzuzeichnen. 

 

(4) Für die Fernteilnahme (Abs 1) und Fernabstimmung (Abs 2) kann eine 

gesonderte Anmeldung verlangt und für das Ende der Anmeldefrist 

auch ein von § 111 Abs 2 AktG abweichender, früherer Zeitpunkt fest-

gelegt werden.  
  



 

 

 

(5) Im Zuge der Fernabstimmung (Abs 2) abgegebene Stimmen sind nich-

tig, wenn der Beschluss in der Hauptversammlung mit einem anderen 

Inhalt gefasst wird als im Formular oder in der Eingabemaske vorgese-

hen. 

 

(6) Beschlussvorschläge von Aktionären gemäß § 110 AktG werden nur 

dann zur Abstimmung gebracht, wenn der Antrag in der Versammlung 

wiederholt wird. Bei Beschlussvorschlägen von Aktionären, die an der 

Hauptversammlung im Wege der Fernabstimmung (Abs 2) teilnehmen, 

tritt an die Stelle des Erfordernisses nach Satz 1 die Stimmabgabe auf 

elektronischem Weg vor der Hauptversammlung oder die Herstellung 

der Verbindung zur Stimmabgabe auf elektronischem Weg während der 

Hauptversammlung durch den Aktionär, der den Beschlussvorschlag 

erstattet hat. 

 

(7) Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt gemäß 

den Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Durchführung virtu-

eller Gesellschafterversammlungen (VirtGesG) und der Satzung der 

Gesellschaft jeweils einzeln für Hauptversammlungen der Gesellschaft, 

die bis zum 31. Dezember 2026 stattfinden, vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung als virtuelle oder hybride Hauptversammlung abge-

halten wird. Die Bestimmungen der Absätze 7 bis 16 des § 22 dieser 

Satzung sind daher bis 31. Dezember 2026 befristet. 
 

(8) Eine Hauptversammlung kann nach Maßgabe der am Tag der Haupt-

versammlung geltenden gesetzlichen Bestimmungen ohne physische 

Anwesenheit der Teilnehmer durchgeführt werden (virtuelle Hauptver-

sammlung). Der Vorstand entscheidet mit Zustimmung des Aufsichts-

rates über die Form der Durchführung, das heißt ob die Hauptversamm-

lung (i) mit physischer Anwesenheit der Teilnehmer, (ii) ohne physische 

Anwesenheit der Teilnehmer (virtuelle Hauptversammlung) oder (iii) als 

Hauptversammlung, bei der sich die einzelnen Teilnehmer zwischen ei-

ner physischen und einer virtuellen Teilnahme entscheiden können 

(hybride Hauptversammlung), durchgeführt wird. Wird die 



 

 

Hauptversammlung vom Aufsichtsrat einberufen, ist diesem die Ent-

scheidung über die Form der Durchführung im vorgenannten Sinn über-

lassen. 

 

(9) Soweit sich organisatorische und technische Festlegungen für eine vir-

tuelle oder hybride Hauptversammlung nicht aus den am Tag der 

Hauptversammlung geltenden gesetzlichen Bestimmungen über virtu-

elle Gesellschafterversammlungen oder aus der Satzung ergeben, sind 

sie vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat als einberufendem Organ zu 

treffen. 

 

(10) Im Übrigen ist der Vorstand oder der Aufsichtsrat als einberufendes Or-

gan zu allen Entscheidungen berufen, die zur Durchführung einer virtu-

ellen Hauptversammlung oder einer hybriden Hauptversammlung not-

wendig sind. 

 

(11) In der Einberufung der virtuellen Hauptversammlung oder in einer ent-

sprechenden Information, die ab dem 21. Tag vor der Hauptversamm-

lung auf der Internetseite der Gesellschaft bereitgestellt wird, ist anzu-

geben, welche organisatorischen und technischen Voraussetzungen für 

die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung bestehen. 

 

(12) Die virtuelle Hauptversammlung wird für die Teilnehmer optisch und 

akustisch in Echtzeit übertragen. Es kann auch die öffentliche Übertra-

gung der virtuellen Hauptversammlung durchgeführt werden. 

 

(13) Die Aktionäre haben während der virtuellen Hauptversammlung nach 

Maßgabe der am Tag der Hauptversammlung geltenden gesetzlichen 

Bestimmungen die Möglichkeit, sich im Weg elektronischer Kommuni-

kation, z.B. per E-Mail, zu Wort zu melden. Wird einem Aktionär vom 

Vorsitzenden das Wort erteilt, ist ihm vom Vorsitzenden eine Redemög-

lichkeit im Weg der Videokommunikation zu gewähren. Der Vorsitzende 

entscheidet über die Reihenfolge der Redebeiträge und auch über den 

Zeitpunkt, bis zu dem Redebeiträge vorgetragen werden bzw. bis zu 

dem Fragen gestellt werden können. 

 



 

 

(14) Darüber hinaus stellt die Gesellschaft nach Maßgabe der am Tag der 

Hauptversammlung geltenden gesetzlichen Bestimmungen den Aktio-

nären einen elektronischen Kommunikationsweg, z.B. E-Mail, zur Ver-

fügung, auf dem sie Fragen und Beschlussanträge spätestens am drit-

ten Werktag vor der Hauptversammlung an die Gesellschaft übermitteln 

können. Die auf diesem Weg gestellten Fragen und Beschlussanträge 

sind in der Hauptversammlung zu verlesen oder den Aktionären auf an-

dere geeignete Weise, zB auf der Internetseite der Gesellschaft, zur 

Kenntnis zu bringen. 

 

(15) Bei allen Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung können 

nach Maßgabe der am Tag der Hauptversammlung geltenden gesetzli-

chen Bestimmungen die Aktionäre ihr Stimmrecht im Weg elektroni-

scher Kommunikation ausüben und auf diese Weise gegebenenfalls 

auch Widerspruch erheben. Die Gesellschaft kann nach Maßgabe der 

technischen Möglichkeiten am Tag der Hauptversammlung eine spezi-

elle E-Mail-Adresse einrichten und bekanntgeben, an die die Stimm-

rechtsausübung oder der Widerspruch an die Gesellschaft übersandt 

werden kann, den Einsatz einer speziellen Abstimmungssoftware oder 

eine entsprechende Funktion auf der Internetseite der Gesellschaft 

(HV-Portal) für Zwecke der Stimmrechtsausübung oder der Erhebung 

von Widerspruch anbieten. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, 

dass die Aktionäre ihre Stimmen schon bis zu einem festzusetzenden 

Zeitpunkt vor der Hauptversammlung auf elektronischem Weg – bei-

spielsweise per E-Mail – abgeben können. Die betreffenden Aktionäre 

können ihre Stimmabgabe bis zur Abstimmung in der virtuellen oder 

hybriden Hauptversammlung widerrufen und allenfalls neu abstimmen. 

Im Übrigen gilt § 126 AktG sinngemäß. 

 

(16) Die Gesellschaft stellt den Aktionären bei einer virtuellen Hauptver-

sammlung auf ihre Kosten zwei geeignete und von der Gesellschaft un-

abhängige besondere Stimmrechtsvertreter zur Verfügung, der von den 

Aktionären zur Stellung von Beschlussanträgen, zur Stimmabgabe und 

gegebenenfalls zur Erhebung eines Widerspruchs in der virtuellen 

Hauptversammlung bevollmächtigt werden kann. 
 

hat gelöscht: zumindest 

hat gelöscht: einen 

hat gelöscht: n

hat gelöscht: n

hat gelöscht: n
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